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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Diana Stachowitz, Kathi Petersen SPD 

Länder, Regionen und Kommunen stärker an der Umsetzung der 
EU-Klimaschutzpolitik beteiligen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Eine erfolgreiche EU-Umwelt- und Klimaschutzpolitik erfordert die Zu-
sammenarbeit aller Regierungsebenen – von den Gemeinden bis zur 
EU. Dabei kommt lokalen und regionalen Gebietskörperschaften bei 
der Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen eine zentrale Rolle zu. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass ne-
ben den national festgelegten Beiträgen deshalb auch die Länder und 
Gemeinden als wichtige Akteure bei der Erfüllung der auf der Pariser 
UN-Klimakonferenz eingegangenen Verpflichtungen zur Eindämmung 
des Klimawandels und zur Beherrschbarkeit seiner Folgen regionale 
und lokale Klimaschutzziele festlegen und für ihre Umsetzung Sorge 
tragen. Hierfür sollen den regionalen Gebietskörperschaften seitens 
der EU ggf. finanzielle und technische Hilfestellungen angeboten wer-
den. 

 

 

Begründung: 

Der Europäische Ausschuss der Regionen begrüßt in seiner Stellung-
nahme (ENVE-VI/021) zur „Überprüfung der Umsetzung der Umwelt-
politik“ (Environmental Implementation Review – EIR), dass durch 
diese erstmals ein umfassender Überblick gegeben wird, wie die Um-
weltpolitik und das Umweltrecht der EU vor Ort in den Mitgliedstaaten 
umgesetzt werden. Daraus gehe hervor, „dass die Umweltpolitik zwar 
funktioniert, es aber große Unterschiede in der Art und Weise gibt, wie 
diese Vorschriften und Maßnahmen in der Praxis in Europa umgesetzt 
werden.“ Für eine erfolgreiche Umsetzung sei deshalb eine „enge 
Zusammenarbeit zwischen allen Regierungsebenen, von der lokalen 
bis zur EU-Ebene“ nötig, die die lokalen und regionalen Gebietskör-
perschaften ordnungsgemäß einbeziehe und dies bereits in der Phase 
der Konzipierung politischer Maßnahmen und der Umsetzung in ein-
zelstaatliches Recht erfolgen solle. 

 


